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Haftungsfallen im Pflegealltag
Ein demenziell veränderter Bewohner stürzt im Heim aus 

dem Fenster und verstirbt. Vor Gericht bekommt zunächst 

die Einrichtung Recht. Nun muss die Schmerzensgeldfor-

derung der Angehörigen noch einmal verhandelt werden.

Von Nicola Dissel-Schneider

Karlsruhe // Der Bundesgerichtshof  
(BGH) beschäftigt sich immer mal 
wieder mit Haftungsfragen aus dem 
Alltag in Pflegeheimen und Kranken-
häusern: Im Jahr 2000 (20. Juni 2000 – 
VI UR 377/99) entschied der BGH, dass 
eine psychiatrische Klinik nicht sicher-
stellen muss, dass ihre Fenster und 
Balkontüren permanent verschlossen 
sind, um zu verhindern, dass sich Pati-
enten für einen Suizid aus dem Fenster 
stürzen. Im Jahr 2005 konkretisierte 
das Gericht die Erwartungshaltung 
an die Heimträger und ihre Mitarbei-
ter, wie diese auf sturzgefährdete Be-
wohner eingehen sollen (14. Juli 2005 
– III ZR 391/04).  Vierzehn Jahre spä-
ter (22. August 2019 – III ZR 113/18) 
galt es, die Frage zu entscheiden, ob 
Einrichtungen verpflichtet sind, ihre 
Sanitäreinrichtungen mit einem me-
chanischen Verbrühschutz nachzu-
rüsten. In der aktuellen Entscheidung 
beleuchtet der BGH die Frage, welche 
Risiken ein Heimträger durch Sicher-
heitsmaßnahmen abfedern muss, der 
demenziell veränderte Bewohner be-
treut. In allen Entscheidungen betont 
der BGH, dass es gerade keine gene-
relle Verpflichtung gäbe, auf poten-

zielle Risiken mit Sicherheitsmaß-
nahmen einzugehen. Entscheidend 
sei immer die Beurteilung des Einzel-
falls. Doch was ist der Einzelfall? 

BGH fordert Risikoprognose

Anlass dieser aktuellen Entscheidung 
war ein Bewohner, der an typischen 
Verhaltensauffälligkeiten litt, die mit 
demenziellen Erkrankungen einher-
gehen: psychosomatischer Unruhe, 
unkontrollierter Lauftendenz, hoher 
Mobilität, fehlender Orientierung zu 
Zeit, Ort, Raum, Situation, zur eigenen 
Person. Von Seiten der Ärzte war dem 
Bewohner eine Selbstgefährdung di-
agnostiziert worden, ohne dieses 
„Schlagwort“ näher zu konkretisie-
ren. Da der Bewohner in einer offenen 
Einrichtung versorgt wurde – eine 
bewusste Entscheidung des Betreu-
ers – wurde der Bewohner zu seiner 
 eigenen Sicherheit in einem Zimmer 
im Dachgeschoss untergebracht.  
Auf diese Weise verlängert sich der 
Weg zum Ausgang und es erhöht 
sich die Chance, frühzeitig entge-
genzuwirken, dass der Bewohner 
die Einrichtung unbeaufsichtigt ver-
lässt. Eine übliche „Sicherheitsmaß-
nahme“. Dieses Zimmer des Bewoh-

ners hatte Fenster, die sich jederzeit 
öffnen ließen. In der Vergangenheit 
hatte der Bewohner noch nie eigen-
ständig das Fenster geöffnet. Sei-
nen Bewegungsdrang lebte er stets 
auf dem Wohnbereich oder im Gar-
ten der Einrichtung unter Beobach-
tung aus. Die Wege von seinem Zim-
mer über die Flure des Wohnbereichs 
und zurück waren dem Bewohner be-
kannt. Bis zum entscheidenden Tag, 
als er das Fenster öffnete und aus 
dem Fenster stürzte. Und wo ist jetzt 
der Einzelfall? Wo ist die Besonder-
heit, an der der BGH festmachte, dass 
der Heimträger in diesem „Einzelfall“ 
damit hätte rechnen und Vorkehrun-
gen treffen müssen, das Fenster zu 
verriegeln?

Der BGH fordert vom Heimträger, 
eine Risikoprognose durchzuführen. 
Hierbei hat er zu berücksichtigen, ob 
 
1. seine eigene Einrichtung den bau-

lichen Vorgaben entspricht, die je-
weils u. a. auch an aktuellen (sich 
ggf. verschärfenden) DIN-Nor-
men zu messen ist und

2. der konkret zu beurteilende Be-
wohner Besonderheiten aufweist 
in Bezug auf seine körperlichen 
und geistigen Fähigkeiten sowie 
seine üblichen Verhaltensweisen.

 
Der Blickwinkel für diese Risikopro-
gnose ist stets danach zu bemessen, 
was zeitlich vor dem zu beurteilen-
den Ereignis bekannt war. Aus die-
ser Sicht betrachtet muss man dem 
betroffenen Einrichtungsträger zu-
gutehalten, dass keine Landesheim-
bauverordnung vorsieht, dass die 
Fenster von Pflegeheimen Verriege-
lungsmöglichkeiten aufweisen. Auch 
gibt es keine DIN-Norm, die dies for-
dern würde. Der Bewohner selbst 
weist die „Besonderheiten“ auf, die 
sich bei nahezu allen demenziell ver-
änderten Bewohnern im fortgeschrit-
tenen Stadium zeigen. Der Bewohner 
hatte auch im Vorfeld kein konkretes 
Verhalten gezeigt, das darauf hätte 
schließen lassen, dass er beginnt, Tü-
ren und Fenster zu verwechseln. 

Der BGH betont in den Urteils-
gründen darüber hinaus explizit, 
dass es keine Pflicht für Heimträger 
gibt, ohne „konkrete Anhaltspunkte 
für eine Selbstgefährdung“ des Be-
wohners besondere vorbeugende Si-
cherungsmaßnahmen zu ergreifen. 
Aber: Wo zugunsten des Bewohners/
seiner Angehörigen ein Haftungs-
wille der Gerichte ist, ist zulasten 
des Heimträgers auch ein Haftungs-
weg! Nach Auffassung des BGH ist 
eine hochgradige Demenzerkran-
kung mit einer medizinisch diagnos-

tizierten „Selbstgefährdung“ bereits 
ein „konkreter“ Anhaltspunkt genug.

Darüber hinaus fordert das Ge-
richt vom Heimträger im Rahmen 
der Risikoprognose, für solche Sach-
verhalte vorausschauend Sicherungs-
maßnahmen zu ergreifen, wenn 

3. dem Bewohner erhebliche körper-
liche Schäden drohen, sofern sich 
die (zu Recht!) als unwahrschein-
lich eingeschätzte, aber nicht 
ganz auszuschließende Gefähr-
dung realisieren sollte.

Diese dritte Stufe ist es, die der Recht-
sprechung im Einzelfall Tür und Tor 
öffnet, jede Ex-ante-Prognose des 
Heimträgers, der sich in Sicherheit 
wiegt, zunichtezumachen. Der BGH 
hat jedoch noch keine endgültige Ent-
scheidung getroffen, sondern die Sa-
che an das Oberlandesgericht (OLG)  
Hamm mit der Aufgabe zurückge-
wiesen, die rechtliche Risikobeur-
teilung erneut unter Berücksichti-
gung oben angeführter Wertung des 
BGH durchzuführen. Ergänzend hat 
das OLG Hamm zu prüfen, ob Fens-
tersicherungen zum baulichen Stan-
dard von Pflegeeinrichtungen zählen, 
die demente Bewohner betreuen. So-
dann hat das OLG Hamm diese Ge-
sichtspunkte in seiner Risikobeurtei-
lung einzubinden. Es ist jedoch kaum 
zu erwarten, dass diese Erkenntnisse 
zu einer Haftungsfreistellung des 
Trägers führen werden. 

Wie können Heime sich  
dennoch absichern?

Um demenziell veränderte Bewohner 
auch weiterhin in offenen Einrichtun-
gen zu betreuen, ist es entscheidend, 
in den Heimverträgen explizit die 
Grenzen und das damit verbundene 
Restrisiko einer offenen Einrichtung 
aufzuzeigen, die darin liegt, dass je-
der Bewohner die Einrichtung jeder-
zeit verlassen kann, auch nachts im 
Winter. Nur diejenigen Risiken, die die 
Vertreter/Betreuer von dementen Be-
wohnern kennen und vertraglich ak-
zeptieren, können im Ernstfall die 
Haftung des Heimträgers verhindern. 
Im Übrigen gilt: In baulicher Hinsicht 
sämtliche Räume so „abzusichern“, 
wie es technisch möglich ist, um auf 
die irrationalen Verhaltensweisen de-
menter Bewohner eingehen zu kön-
nen und die Einrichtung auf aktuel-
lem baulichem Standard zu halten.
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